
Merkblatt 
über das Führen von Hunden in der Öffentlichkeit 

 
 

§ 3b über das Halten von Tieren des Steiermärkischen Landes-Sicherheitsgesetzes (StLSG) 
vom 18. Jänner 200, LGBI. Nr. 24/2005, in der Fassung LGBI. Nr. 100/2020, lautet wie folgt: 
 
(1) Die Halterinnen/Halter oder Verwahrerinnen/Verwahrer von Tieren haben diese in einer Weise zu 
beaufsichtigen oder zu verwahren, dass dritte Personen weder gefährdet noch unzumutbar belästigt 
werden. 
 
(2) Die Halterinnen/Halter oder Verwahrerinnen/Verwahrer von Hunden haben dafür zu sorgen, dass 
öffentlich zugängliche, insbesondere städtische Bereiche, die stark frequentiert werden, wie z. B. Geh- 
und Spazierwege, Kinderspielplätze, Freizeitanlagen oder Wohnanlagen, nicht verunreinigt werden. 
 
(3) Hunde sind an öffentlich zugänglichen Orten, wie auf öffentlichen Straßen oder Plätzen, Gaststätten, 
Geschäftslokalen und dergleichen, entweder mit einem um den Fang geschlossenen Maulkorb zu 
versehen oder so an der Leine zu führen, dass eine jederzeitige Beherrschung des Tieres gewährleistet 
ist. 
 
(4) In öffentlichen Parkanlagen sind Hunde jedenfalls an der Leine zu führen. Ausgenommen sind 
Flächen, die als Hundewiesen gekennzeichnet und eingezäunt sind.  
 
(5) Der Maulkorb muss so beschaffen sein, dass der Hund weder beißen noch den Maulkorb vom Kopf 
abstreifen kann.  
 
(6) Der Maulkorb- oder Leinenzwang gilt nicht nur für Hunde, die zu speziellen Zwecken gehalten 
werden und die Sicherung des Hundes mit Maulkorb oder Leine der bestimmungsgemäßen 
Verwendung entgegensteht. Zu diesen Hunden zählen insbesondere Jagd-, Therapie- und Hütehunde 
sowie Diensthunde der Exekutive und der Militärs und Rettungshunde. 
 
(7) Halterinnen/Halter von Hunden haben für diese eine Haftpflichtversicherung über eine 
Mindestdeckungssumme in der Höhe von 725.000 Euro abzuschließen. Diese Haftpflichtversicherung 
kann auch im Rahmen einer Haushalts- oder Jagdpflichtversicherung oder einer anderen gleichartigen 
Versicherung gegeben sein. 
 
(8) Personen, die das Halten eines Hundes innerhalb der letzten fünf Jahre, ausgehend vom Monat der 
Meldung des Hundes gemäß § 11 Steiermärkisches Hundeabgabegesetz 2013, nicht nachweisen 
können, haben binnen eines Jahres ab Anschaffung eines Hundes die erforderliche Sachkunde durch 
einen Hundekundenachweis zu erbringen. Als Nachweis für das Halten von Hunden gilt insbesondere 
die erfolgte Meldung eines Hundes gemäß § 11 Steiermärkisches Hundeabgabegesetz 2013 oder § 10 
Hundeabgabegesetz, LGBI. Nr. 24/1950. 
 
Hingewiesen wird darauf, dass gem. § 3d StLSG im Sinne einer Sofortmaßnahme bei Gefahr im Verzug 
für die Gesundheit oder das Leben von Menschen durch ein nicht ordnungsgemäß gehaltenes Tier oder 
bei rechtskräftiger Untersagung der Tierhaltung (§§3b und 3c) von der Gemeinde die unmittelbar 
erforderlichen Maßnahmen (einschließlich einer schmerzlosen Tötung, wenn andere Maßnahmen 



nicht in Betracht kommen) auch ohne vorangegangenes Verfahren gesetzt werden können. Die 
Maßnahmen sind erforderlichenfalls unter Anwendung von Zwang durchzusetzen. Die abgenommenen 
oder sonst sichergestellten Tiere sind nach Möglichkeit geeigneten Einrichtungen, wie z. B. Tierparks 
oder Tierheimen auf Kosten und Gefahr der Tierhalterung/des Tierhalters zur Verwahrung und Pflege 
zu übergeben. 
 
Den Organen der Gemeinden ist der Zutritt zu Liegenschaften und Räumen, wo die von den §§ 3b und 
3c erfassten Tiere gehalten werden, zu gewähren. 
 
Bei Übertretung dieser gesetzlichen Bestimmungen sind gem. § 4 StLSG von der 
Bezirksverwaltungsbehörde Geldstrafen bis zu € 2.000,00 zu verhängen. Darüber hinaus ist die 
Übertretung zusätzlich mit dem Verfall der Tiere zu bestrafen, die Gegenstand der strafbaren Handlung 
waren, wenn zu erwarten ist, dass bei einer Rückgabe des Tieres an die Tierhalterin/den Tierhalter 
weiterhin Gefahr besteht. Ein für verfallen erklärtes Tier ist grundsätzlich zu veräußern. Wenn eine 
Nutzbringende Verwertung nicht möglich ist, dann ist das Tier an geeignete Einrichtungen, wie z. B. 
Zoos, Tierparks oder Tierheime, zu übergeben; wenn auch das nicht möglich ist, dann ist das Tier 
schmerzlos zu töten. Die Tierhalterin/der Tierhalter hat der Behörde die Kosten zu ersetzen, die durch 
die vorläufige Verwahrung und/oder die Tötung entstanden sind. 
 
Sämtliche Hundebesitzerinnen und Hundebesitzer werden daher eindringlich ersucht, die 
gesetzlichen Bestimmungen zu befolgen und ihre Hunde entsprechend zu beaufsichtigen bzw. zu 
verwahren und insbesondere nicht frei herumlaufen zu lassen. 


